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Der 42 Senat des Bundessozialgerichts hat

ohne mündliche Verhandlung am 22 November 1975

durch den Vorsitzenden Richter Dr° H a u g ’.
die Richter G e y s e r und "' " '

Dr„ F r i e d e r i c h s und die ehren—

_amtlichen Richter „M„e y e„r und‘„_

D ü n g e l h o f f

für Recht erkannti' \
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Auf_die Revision der Klägerinnen zu 4) und 2) werden '
aufgehoben: Das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts

vom 44, Januar 1974 insoweit, als die Berufung der Klä—

gerinnen zu 4) und 2) zurückgewiesen worden ist, und das

Urteil des Sozialgerichts Nürnberg vom 1° April 1969

sowie der Bescheid der Beklagten vom 2° April 4968 in

der Gestalt des Wider3pruchsbescheids vom 26° Juni 1968

insoweit, als darin die Versicherungs- und Beitragspflicht

der Vorstandsmitglieder MÜIZIJ, Dr° W512E*""""" und RZZIIL
‚‘

°'bei den Klägerinnen‘t& ■)=nn&*%% festgestellt werden ist.

Die Beklagte hat den Klägerinnen zu 1) und 2) und den

Beigeladenen zu 5) und 4) deren außergerichtliche Kosten

zu erstatten°

————o——o—w-—

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beigeladenen
Heinrich Miiiäf„und Dr° Herbert WEZTFÜÜT?sowieder
verstorbene Christian R;II; in ihrer Eigenschaft als

Vorstandsmitglieder der beiden klagenden Versicherungs-

vereine auf Gegenseitigkeit in der Angestellten (AnV)—
iund Arbeitslosenversicherung (ArblV) vom 1° Januar 4968

an versicherungs— und beitragspflichtig waren und sind.

Die Klägerinnen zu 4) und 2) sind Versicherungsvereine

{auf Gegenssitigkeitywniewßeigeladenen>Heinrieh"M2£Ziä

(Mo) und Dr, Herbert w za;::r;(Wo) sind gleichzeitig

Vorstandsmitglieder der Universa Versicherungs AG in

Nürnberg und der beiden Versicherungsvereine auf Gegen»

seitigkeit° Bis zu seinem Tode am 16° November 4968 war

..}-
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..}-

auch Christian Ril:3;(R°) Vorstandsmitglied der drei ge—
nannten Privatversicherer° Das Landessozialgericht (LSG)

hat in seinem insoweit rechtskräftigen Urteil festgestellt;

daß M., w„ und R‚ als Vorstandsmitglieder der Universe
Versicherungs AG in Nürnberg seit dem 4„ Januar 4968 nicht
der Versicherungspflight in der AnV und ArblV unterlagen°

\

Die beklagte Allgemeine Ortskrankenkasse (AOK) stellte

u„a„ gegenüber den Klägerinnen die Versicherungs— und

,
Bei;a:„z:agsipi.1„ic„ntiaer„.„.ineiiilnris.t‚aagismitsli.ener.. M. , w.„ und
R° in der AnV und ArblV ab 4° Januar 4968 fest, bei R„

in der ArblV jedoch nur bis Ende Februar 4968 (Bescheid

vom 2° April 4968; Widerspruchsbescheid vom—28° Juni.4968).

Klage und Berufung waren — soweit sie den gegenwärtigen

Streit betreffen — erfolglos (Urteile vom 4° April 4969

und 44„ Januar 4974)° Das LSG hat die Revision zugelassen°

Die Klägerinnen haben gegen das Urteil des LSG Revision

eingelegt„ Sie rügen eine Verletzung der 55 2 Abs° 4
Nr„ 4, 5 Abs° 4 Nr„ 4 und Abs° 4 a des Angestelltenver—„

sicherungsgesetzes (AVG), 56 Abs° 5 des Gesetzes über
__

Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung‚(AVAVG),

468 Abs° 4 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) und des;

Art° } des Grundgesetzes (GG)°

Die Klägerinnen zu 4) und 2) beantragen,

das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichtsa

vom 44„ Januar 4974 insoweit aufzubebén‚ als

”“äiä”äéi■äühé“äéäw■fäééfi■■énläü“i)”und 2)
‚zurückgewiesen werden ist und das Urteil des_

}
SGNürnberg vom 4„ April 4969 sowie den :. :„‚.
Bescheid der Beklagten vomg2° April 4968. ;

. ' » . _ —„„ .\ @„„„„„‘.
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in der Gestalt des Widerspruchsbescheids

vom 26° Juni 1968‘insoneit aufzuheben,

als diese die Versicherungs— und Beitrags—

‚pflicht der Vorstandsmitglieder MZ“““Ü
Z'Dru w 22:13:9und R;::;;aufgrund ihrer Be-

schäftigung bei den Klägerinnen zu 4) und
2) betreffen°

Die Beklagte AOK beantragt,

die Revision der”KIääérinné■wäü ?) und 2)

zurückzuweiseno

‚Die beigeladene Bundesversicherungsanstalt für Angestellte
(BfA) und die beigeladene Bundesanstalt für Arbeit (BA)

,
—Beigeladene zu 4) und 2) - stellen keinen Antrag„

.'.'L....
|Die Beigeladenen M:: '; und Dr° wä:::;::g(Beigeladene zu 5)

und 4) sind nicht vertreten° '

Alle Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des

Senats durch Urteil ohne mündliche Verhandlung gemäß

5 124 Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) einverstan—
den erklärt° '

II

Die Revision der Klägerinnen ist begründet"

Die Vorstandsmitglieder_m°m wo und R‚ unterlagen und

unterliegen vom 4° Januar 1968 an nicht der Versicherungs—

und Beitragspflicht in der Angestellten und Arbeitslosen—

,
Versicherung° ‘
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Das LSG hat die Versicherungs— und Beitragspflicht der
drei Vorstandsmitglieder bei der UniversaiVersicherungS*

AGin Nürnbergin der AnVundArblVfür die Zeit ab
_

'
1° Januar 1968 unter Hinweis auf 5 3 Abs° 1 a AVG ver;

.
neint, sie jedoch für dieselbe Zeit‚ der Tätigkeit von„‘
M„ w„ und R. als Vorstandsmitglieder der klagenden Ver—

sicherungsvereine auf Gegenseitigkeit bejahts Es hat da—

bei die Auffassung der Klägerinnen, die sie auch in ihrer
Revision wiederholen, verworfen, aus 5 34 Abs„ 1 Satz 2

‚„des„Gesetze8.über„die„Erriqntues„einesrßundesaufsichts-
amtes für das Versicherungs— und Bau3parwesen —Ver— '—

sicherungsaufsichtsgesetz (VAG)-z "Für den Vorstand gelten

5 76 Abs° 4 und 5, 55 77 bis 91‚ 95 und 94 des Aktien—
gesetzes entsPrechend" folge die rechtliche Gleichstellung

der Mitglieder des Vorstands eines Versicherungsvereins

auf Gegenseitigkeit mit denjenigen des Vorstands einer

Aktiengesellschaft und daher sei die Ausnahmeregelung des

5 3 Abs„ 1 a AVG auch auf die drei Vorstandsmitglieder ‘

der Klägerinnen mit der Folge anzuwenden, daß sie auch in+

soweit nicht versicherungs— und beitragspflichtig seien° '

Das Berufungsgericht hat es abgelehnt, 5 3 Abs° 1 a AVG
_

entsprechend ‚anzuwenden, da diese Vorschrift als Ausnahme—

regelung nicht ausdehnend ausgelegt werden dürfe°

Der Senat ist der Auffassung, daß die Entscheidung des

LSGdembesonderen Inhalt des 5 ; Abs° 1 a AVGnicht ge;

recht wird° Nach dieser Vorschrift gehören "zu den Ange«
stellten im Sinne des Absatzes 1 nicht die Mitglieder des

Vorstands einer Aktiengesellschaft"‚.Die Sozialversicherunv

”tgéäétäé“béö■■é■“weäé■*i■ses soZiälé■‘Sbhutzcharakters‘;

gegen Entgelt Beschäftigte grundsätzlich den versichérungs—

pflichtigen Personen zu (vgl. für die Krankenversicherung

%165 Abs° 4 Nro 1 und 2, Abs„ 2, 5 165 a, @165b der
„Reichsversicherungsordnung —RVO—‚für die Unfallver—f_"

_-_6 _„
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sicherung vornehmlich % 559 Abs° 4 Nr° 4 EVO, für die
'Réntenversicherung vornehmlich @4227 Abs° 4 Nr. 4 RVG,
€ 2 Abs° 4 Nr, 4, 5 5 Abs, 4 AVG), Dieser Grundsatz über

die Versicherungspflicht von Personen, die gegen Entgelt

abhängig beschäftigt sind, liegt auch den Regelungen über

die Versicherungsfreiheit (55 468, 469, 472, 544, 542,
4228, 4229 EVO, 5% 4, 6 AVG) und über die Befreiung von

der Versicherungspflicht (55 475, 175 a, 475 b, 474,
4250, 4254 EVO, 5% 7, 8 AVG) zugrunde: Aufgrund gesetz—“

lich genau umrissener Tatbestände erscheint der jeweilig

'durch die Pflichtversicherung verbürgte soziale Schutz
unmittelbar entbehrlich, so daß Versicherungsfreiheit

kraft Gesetzes eintritt oder im Falle der Versicherungs—

befreiung auf Antrag. Versicherungsfreiheit und Ver-

sicherungsbefreiung sind jedoch nicht denkbar ohne die

zugrunde liegende Versicherungspflicht als der Regel,

von der Versicherungstlicht und Versicherungsbefreiung

lediglich gesetzlich verfügte Ausnahmen darstellen°

Die Vorschrift des 5 5 Abs, 4 a AVG: "Zu den Angestellten

im Sinne des Absatzes 4 gehören nicht die Mitglieder des

Vorstandes einer Aktiengesellschaft" durchbricht die

geschilderte sozialversicherungsrechtliche Ordnung und

steht damit außerhalb des üblichen Regel—Ausnahmeverhält—

nisses (Versicherungsfplicht, —freiheit, —befreiung)°

Das Gesetz hat hier Neuland betreten. Denn die Mitglieder
des Vorstands einer Aktiengesellschaft "gehören" nicht

zu dem schutzwürdigen Kreis der im Absatz 4 des 5 5 AVG
"insbesondere" aufgezählten Angestellten, wenngleich

auch sie abhängig gegen Entgelt beschäftigt werden° Mit—
glieder des Vorstandes einer Aktiengesellschaft stehen

daher kraft Gesetzes nicht in, sondern außerhalb der

Angestelltenversicherung° Die Zuordnungen in Versicherungs—

..‘7-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


pflicht, -freiheit und -befreiung gelten für Sie'nicht°

"Der Wörtlaut sowie Sinn und zueex des 5 ; Abs° 1 a AVG
belegen das:

Bereits der Wortlautdes5 ; Abs°4 a AVGvermeidetmit
den Worten: "Zu den Angestellten im Sinne des Absatzes 1

gehören nicht" jede Sprach— und Verständnisnähe zu den
Worten Versicherungspflicht, —freiheit und —befreiung„

Das Gesetz spricht nicht etwa davon7 daß die Mitglieder

des Vorstands einer Aktiengesellschaft "versicherungsfrei"

„ seien, Miewdies denkbar gewesenem „Derwherkommliche

Begriff wurde ersichtlich beWußt vermiedeno Die Stellung

im Gesetz als Absatz 1 a des 5 5 AVG unterstreicht zudem
das, was schon aus dem Wortlaut hervorgeht, nämlich daß-

es sich um eine Ausnahme von Absatz 1 des 5 5 AVG handelt,

worin eine Aufzählung solcher Personen enthalten ist‚ die'
"insbesondere" den Angestellten zuzurechnen sind°

Über den Wortlaut des 5 5 Abs° 1 a AVG hinaus sprechen
vor allem Sinn und Zweck dieser Norm‚ wie er sich aus der

Entstehungsgeschichte erschließen läßt, dafür, daß die

Mitglieder des Vorstandes einer Aktiengesellschaft %

schlechthin außerhalb der Angestelltenversicherung stehen:

Nachdem die CDU/CSU—Fraktion des Deutschen Bundestages

einen Gesetzesentwurf eingebracht hatte, nach dem Mit—

glieder eines zur gesetzlichen Vertretung berufenen "

Organs einer juristischen Person, das unter eigener Ver-

antwortung ein Unternehmen zu leiten hat, keine Angestell—

ten sein sollten (BT—Drucks V/2880)‚ wurden in derv

HM89 Sitzung des 18 Ausschussesfu} éhäiÄlp011t1k

(25„1°1969) gegen diesen Gesetzesvorschlag Bedenken laut;

Es wurde die Auffassung vertreten, von der vorgesehlagenen

Gesetzesänderung würden auch Geschäftsführer einer GmbH
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erfaßt; diese befänden sich aber in einem wirtschaftlichen

und sozialen Status, für den man die "Schutz— und Sicherungs—
bedürftigkeit des AVG" noch bejahen könne° Der 18, Ausschuß

für Sozialpolitik einigte sich.schließlich dahin, "daß
Vorstandsmitglieder von Aktiengesellschaften nicht zu den

Angestellten im Sinne des AVG zählen sollen" (Schrift—
licher Bericht des 18„ Ausschusses für Sozialpolitik

— zu IST—Drucks° V 4474 —‚ Allg‚ Teil, Abschnitt III 1 b,

S° ‘?)° Aus den Verhandlungen im Ausschuß muß entnommen

werden, daß dieser typisierend zwischen "großen" Gesell-

schaften (= Aktiéngesellschäfté■j und "kleineren" juristi—
schen Personen unterschied, deren leitende Angestellte

im Gegensatz zu den Mitgliedern des Vorstands einer Ak—

tiengesellschaft bereits als sozial schutzbedürftig ange—

sehen wurden° Aus der Entstehungsgeschichte zu 5 5 Abs, 4 a
AVG ist daher festzuhalten, daß die Mitglieder des Vor—

stands einer Aktiengesellschaft deshalb nicht mehr zu den

Angestellten im Sinne des Absatzes 4 des % 5 AVG "gehören"
sollten, weil wegen ihrer herausragenden und starken wirt—

schaftlichen Stellung Schutz und Sicherheit durch die

Rentenversicherung entbehrlich erschienen (vgl„ dazu auch

das Urteil des erkennenden Senats vom 48, September 4975

—12 RK 5/75 —):

Solange jemand Vorstandsmitglied einer Aktiengesellschaft

ist, steht er nicht nur in dieser Tätigkeit, wie dies
das LSG angenommen hat, sondern für seine Person_auch in

zusätzlichen abhängigen Tätigkeiten außerhalb der Ange»

stelltenversicherung, mögen diese Tätigkeiten auch sonst

ganz oder teilweise versicherungspflichtig sein° Wenn

schon das Gesetz, wie oben dargelegt, aus wirtschaftlichen

Erwägungen die Mitglieder des Vorstands einer Aktienge-

sellschaft nicht in die Angestelltenversicherung einbe—

zogen hat, muß dies erst recht gelten, wenn — wie hier —

_ 9 _
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"zusatzh.ch zudem'Ehéé;éi£eil”s""Vöi=Standsmitgliedeiner
_Aktiengesellschaft weitere Arbeitsentgelte aufgrund von

weiteren Beschäftigungsverhältnissen treten, also die

wirtschaftliche Lage des Vorstandsmitglieds einer Aktien—

gesellschaft noch verbessert wird„

Dieäés Ergebnis wird noch klarer, wenn man sich den tragen—

den Unterschied zwischen der Stellung eines Vorstandsmit-

glieds einer Aktiengesellschaft außerhalb der Angestellten—

insrsinherung„nndwdenienigann.L „inäsnsenainnerhalb der'*

Angestelltenversicherung vor Augen hält° Dies läßt sich

am Beispiel eines Beamten verdeutlichen° Der Beamte ist

aufgrund seines Beamtenverhältnisses gegen Entgelt be—
_schäftigt und daher an sich wie jeder andere entgeltlich

Beschäftigte versicherungspflichtig (BSG 20, 425, 424 =

SozR Nr„ 4 zu % 469 EVO; Nr„ 4 zu 5 6 AVG)„ Da demBeamten
aber als ausreichender sozialer Schutz Anwartschaft auf

lebenslängliche Versorgung und Hinterbliebenenversorgung

nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen

gewährleistet ist, ist die Hereinnahme in die Versicherung?-

pflioht nicht erforderlich° Daher ist ein Beamter aufgrund

der beamtenrechtlichen Gewährleistung kraft Gesetzes

versicherungsfrei (z.,B° 55 4229 Abs° 4 Nr° 5 EVO, 6 Abs° 4
Nr° 5 AVG)° Sobald er außer der Beamtentätigkeit eine "

weitere Tätigkeit ausübt, ist die weitere Tätigkeit sozial—

versicherungsrechtlich selbständig und unabhängig von der

Versicherungsfreiheit des Beamten zu beurteilen (BSG209

425; 54, 66)„ Dies ist die zwingende Folge, daß der Beamte

grundsätzlich zur Sozialversicherung "gehört", während ‚'

'äiéä”%éi'ei■éämverständéhitéliédféi■ér"Aktiengesellschaft
gerade nicht der Fall ist°

Auf den Fall der Vorstandsmitglieder der Klägerinnen M.,

_..10—
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_ 40 _

w„ und R0 übertragen bedeutet dies, daß sie als Vorstands—
mitglieder einer Aktiengesellschaft in ihren weiteren

Vorstandstätigkeiten bei den Klägerinnen seit dem 4„ Januar

4968 nicht versicherungspflichtig waren und sind° Für sie

waren und sind aufgrund der Beschäftigungsverhältnisse bei

den Klägerinnen keine Beiträge zur Angestelltenversicherung

zu entrichten° In der Arbeitslosenversicherung bestand und

besteht für sie keine Versicherungs— und Beitragspflicht,

da sie jedenfalls die Jahresarbeitsverdienstgrenze in der

' Krankenversicherung überschritten hatten und haben (55 56
Abs° 1 AVAVG‚’169 Nr° 4 AFG).

Bei der Sach— und Rechtslage des Falles erübrigt es sich,

auf den Kern des bisherigen Streites zwischen den Betei—

ligten einzugehen, ob wegen der aus 5 54 Abs° 4 Satz 2 VAG

abgeleiteten rechtlichen Gleichstellung der Mitglieder des

Vorstandes eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit

mit den Mitgliedern des Vorstands einer Aktiengesellschaft

die Vorschrift des 5 5 Abs„ 1 a AVG auch auf die Mitglieder
des Vorstands eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit

unmittelbar oder entsprechend anzuwenden sei° '

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 SGG;
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